
Eine Gefahr der Schädigung des gesellschaftlichen 
Eigentums ergibt sich auch nicht aus dem Umstand, 
daß im Mahnverfahren ein Rechtsträger von Volks­
eigentum als Schuldner beteiligt war. Gegen diesen fin­
det wegen des Grundsatzes der Unantastbarkeit des 
Volkseigentums ein Zwangsvollstreckungsverfahren 
nicht statt. Der Erlaß des Vollstreckungsbefehls bedeu­
tet praktisch zugleich auch die Erteilung der Voll­
streckungsklausel, also eine Maßnahme der unmittel­
baren Vorbereitung der Zwangsvollstreckung, durch 
die deren Zulässigkeit bescheinigt wird. Wo jedoch, 
wie hier, die Zwangsvollstreckung unzulässig ist, muß 
das gleiche für eine solche die Vollstreckung unmittel­
bar vorbereitende Maßnahme gelten. Ohne Rücksicht 
auf die Höhe des Streitwerts ist daher der Erlaß des 
Vollstreckungsbefehls gegen eine jurstische Person des 
Volkseigentums unzulässig. Der Sekretär hat vielmehr 
entsprechend der Rundverfügung Nr. 36/53 des Mi­
nisters der Justiz vom 20. April 1953 solche Anträge auf 
Erteilung des Vollstreckungsbefehls dem übergeordne­
ten Organ des schuldenden Betriebes mit dem Ersuchen 
um Zahlungsanweisung zuzusenden.

Das wiederum hat nicht zur Folge, daß die Einlei­
tung des Mahnverfahrens g e g e n  eine juristische Per­
son des Volkseigentums — etwa wegen mangelnden 
Rechtschutzbedürfnisses — unzulässig wäre. Bereits der 
Erlaß des Zahlungsbefehls ist eine Form des staatlichen 
Rechtsschutzes. Hatte der schuldende volkseigene Be­
trieb die Zahlung bisher nur versehentlich unterlassen, 
so hat der Zahlungsbefehl seine Aufgabe erfüllt, wenn 
der Betrieb nach Erlaß des Befehls seiner Zahlungs­
pflicht freiwillig nachkommt. Die in Anspruch ge­
nommene juristische Person des Volkseigentums hat 
nach Erlaß des Zahlungsbefehls die Möglichkeit, durch 
Einlegung des Widerspruchs den Übergang in das ge­
wöhnliche Zivilverfahren herbeizuführen, wenn sie 
der Meinung ist, daß die gegen sie erhobene Forderung 
nicht besteht. Das bisher durchgeführte Verfahren in 
der Mahnsache gilt dann praktisch als Einleitung des 
nunmehr abrollenden Verfahrens, in dem die um­
strittene Forderung nachgeprüft wird (vgl. §§ 696 Abs. 3, 
698 ZPO). Es ist nicht einzusehen, weshalb eine solche 
Form der Verfahrenseinleitung unzulässig sein soll, die 
dem schuldenden volkseigenen Betrieb unter Zustellung 
des Zahlungsbefehls noch einmal die Möglichkeit gibt 
zu der Prüfung, ob die Sache im Klageweg ausgetragen 
werden muß.

Auf die Form der Überleitung des Mahnverfahrens 
in das gewöhnliche Zivilverfahren nach Einlegung des 
Widerspruchs gegen den Zahlungsbefehl oder des Ein­
spruchs gegen den Vollstreckungsbefehl ist die in den 
§§ 42 und 50 Abs. 1 GVG enthaltene neue Regelung der 
sachlichen Zuständigkeit der Gerichte in Zivilsachen 
von erheblichem Einfluß.

Bei Einlegung des Widerspruchs ist eine besondere 
prozessuale Voraussetzung für diese Überleitung, daß 
eine Partei den Antrag auf Anberaumung eines Ter­
mins vor dem Prozeßgericht stellt (vgl. § 696 Abs. 1 
Satz 1 ZPO). Solange dieser Antrag nicht gestellt ist, 
verbleiben die Akten bei dem Sekretär. In der Regel 
wird der Antrag bereits in dem Gesuch um Erlaß des 
Zahlungsbefehls als Eventualantrag mit gestellt („Ich 
beantrage Erlaß nachstehenden Zahlungsbefehls, im 
Falle rechtzeitigen Widerspruchs Anberaumung eines 
Verhandlungstermins“). Wo er bei Einlegung des 
Widerspruchs noch nicht gestellt ist, muß der Sekretär 
darauf hinwirken.

Das Verfahren verläuft nun folgendermaßen: Der 
Sekretär gibt im Falle des Widerspruchs gegen den 
Zahlungsbefehl auf Grund des Antrags einer Partei 
auf Anberaumung eines Termins die Akten an die je­
weils in Frage kommende Zivilkammer des Kreis­
gerichts ab. Diese beraumt dann den Termin an. Ist 
eine Partei des bisherigen Mahnverfahrens Träger ge­
sellschaftlichen Eigentums und liegt der Streitwert 
über 3000 DM, so gibt der Sekretär die Akten unmittel­
bar an das örtlich zuständige Bezirksgericht ab. Der 
Antrag einer Partei auf Terminsanberaumung ist 
also stets als ein Antrag auf Anberaumung des Ter­
mins vor dem sachlich zuständigen Gericht aufzufassen. 
Die in § 697 in Verbindung mit § 696 Abs. 1 Satz 1 ZPO 
enthaltene Regelung ist gegenstandslos geworden. Das

hier vorgeschlagene Verfahren entspricht allein der 
neuen Regelung der sachlichen Zuständigkeit in unserer 
Gerichtsverfassung. Auf diese Weise gelangen die Streit­
fälle, in denen wichtige Belange des Volkseigentums 
berührt werden, ohne Schwierigkeiten und Umwege zu 
dem Justizorgan, das allein zur Entscheidung über sie 
berufen ist.

Etwas, aber nicht viel anders liegen die Dinge im 
Falle des Einspruchs gegen den Vollstreckungsbefehl. 
Wenn in dieser prozessualen Situation ein Träger ge­
sellschaftlichen Eigentums beteiligt ist, dann nur als 
Gläubiger.

Legt der Schuldner bei einem Streitwert über 
3000 DM gegen einen Vollstreckungsbefehl Einspruch 
ein, den ein Rechtsträger gesellschaftlichen Eigentums 
gegen ihn erwirkt hat, so findet keineswegs erst eine 
Prüfung der Zulässigkeit des Einspruchs vor der Zivil­
kammer des Kreisgerichts statt. Die hierfür in Betracht 
kommenden Sätze 3 und 4 des § 700 ZPO beruhen im 
wesentlichen auf der ganz anderen Regelung der sach­
lichen Zuständigkeit nach der früheren Gerichtsver­
fassung und sind mit deren Wegfall gegenstandslos ge­
worden.

Im Verfahren über den Einspruch gegen den Voll­
streckungsbefehl finden die Vorschriften über den Ein­
spruch gegen ein Versäumnisurteil entsprechende An­
wendung (§ 709 Satz 2 ZPO). Bei der entsprechenden 
Anwendung der §§ 508, 338 ff. ZPO muß auch darauf 
Rücksicht genommen werden, daß für das Mahnverfah­
ren der Sekretär beim Kreisgericht zuständig ist. Nach 
§ 340 Abs. 1 ZPO, auf das Mahnverfahren sinngemäß 
angewandt, muß bei Einlegung des Einspruchs gegen 
den Vollstreckungsbefehl die Einspruchsschrift bei dem 
Organ eingereicht werden, das die angefochtene 
Entscheidung erlassen hat. Dieses Organ ist der Se­
kretär beim Kreisgericht. Über die Zulässigkeit des 
Einspruchs entscheidet jedoch nicht der Sekretär, son­
dern allein das Prozeßgericht, denn diese Entscheidung 
kann nur auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen. 
Weiterhin geht das Gesetz davon aus, daß in dem auf 
den Einspruch hin anberaumten Termin sowohl über die 
Zulässigkeit des Einspruchs als auch über die Haupt­
sache verhandelt wird (vgl. § 340 a Satz 1 ZPO). Eine 
Verhandlung zur Hauptsache kann aber in den Fällen, 
in denen der Gläubiger Träger gesellschaftlichen 
Eigentums ist und der Streitwert 3000 DM übersteigt, 
nur vor dem Bezirksgericht stattfinden. Selbst einer iso­
lierten Verhandlung über die Zulässigkeit des Ein­
spruchs vor der Zivilkammer des Kreisgerichts stehen 
die §§ 42, 50 Abs. 1 GVG entgegen. Es wäre auch sehr 
umständlich, in solchen Fällen das Kreisgericht ledig­
lich für diese spezielle Entscheidung einzuschalten. 
Aus alledem ergibt sich weiterhin, daß auch in dieser 
prozessualen Situation für eine Verweisung des 
Rechtsstreits von dem niederen Gericht zu dem höhe­
ren, wie dies in den Sätzen 3 und 4 des § 700 ZPO vor­
gesehen ist, keine Möglichkeit besteht.

Die Überleitung des Mahnverfahrens in das gewöhn­
liche Zivilverfahren vollzieht sich hier ähnlich wie nach 
Einlegung des Widerspruchs. Nachdem die Einspruchs­
schrift bei ihm eingegangen ist, gibt der Sekretär die 
Sache sofort an die Zivilkammer des Kreisgerichts 
oder, wenn der Anspruch vor das Bezirksgericht ge­
hört, an dieses ab. Das Kreisgericht bzw. das Bezirks­
gericht beraumt von Amts wegen zur mündlichen Ver­
handlung über die Zulässigkeit des Einspruchs und über 
die Hauptsache an und macht den Parteien den Ter- 
man bekannt (§ 340 a ZPO). Die Abgabe der Akten an 
das sachlich zuständige Gericht durch den Sekretär er- 
folgt'-von Amts wegen; es bedarf hierzu nicht des An­
trags einer Partei. Auch dieses Verfahren ist eine zwin­
gende Folge des neuen Charakters der sachlichen Zu­
ständigkeit in unserer Gerichtsverfassung.
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